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Vorläufige Tagesordnung 
 
TOP 1 Eröffnung und Begrüßung durch einen Vertreter des Landesvorstandes 
 
TOP 2 Feststellung der ordnungsgemäßen Einladung und der Beschlussfähigkeit 
 
TOP 3 Wahl eines Versammlungsleiters sowie eines stellv. Versammlungsleiters 
 
TOP 4 Wahl eines Protokollführers sowie eines stellv. Protokollführers 
 
TOP 5 Diskussion und Beschluss über die Tagesordnung 
 
TOP 6 Wahl einer Mandatsprüfungskommission 
 
TOP 7 Bericht der Mandatsprüfungskommission 
 
TOP 8 Wahl eines Wahlleiters, eines stellv. Wahlleiters sowie einer Zählkommission 
 
TOP 9 Diskussion und Beschluss über die Verwendung von elektr. Stimmgeräten 
 
TOP 10 Vorstellung eines 100-Tage-Programms der AfD Sachsen-Anhalt zur 
   Landtagswahl 2026 – Rede des Spitzenkandidaten zur Vision 2026 
 
TOP 11 Diskussion und Beschluss Satzungsänderungsanträge 
 
TOP 12 Rechenschaftsbericht des Landesvorstandes & der Landesrechnungsprüfer 
   a) Rechenschaftsbericht des Landesvorsitzenden 
   b) Rechenschaftsbericht des Landesschatzmeisters 
   c) Bericht der Landesrechnungsprüfer 
 
TOP 13 Entlastung des Landesvorstandes 
 
TOP 14 Neuwahl des Landesvorstandes 
   a) Wahl eines Landesvorsitzenden 
   b) Wahl eines Generalsekretärs 
   c) Wahl zweier stellvertretender Vorsitzenden 
   d) Wahl eines Schatzmeisters 
   e) Wahl eines stellvertretenden Schatzmeisters 
   f) Wahl eines Schriftführers 
   g) Wahl eines stellvertretenden Schriftführers 
   h) Wahl von bis zu fünf Beisitzern 
 
TOP 15 Neuwahl der Landesrechnungsprüfer 
   a) Wahl der Landesrechnungsprüfer 
   b) Wahl der stellvertretenden Landesrechnungsprüfer 
 
TOP 16 Neuwahl der Konventsdelegierten 
   a) Wahl dreier Konventsdelegierter 
   b) Wahl dreier Ersatz-Konventsdelegierter 
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TOP 17 Neuwahl des Landesschiedsgerichtes 
   a) Wahl eines Landesschiedsgerichtspräsidenten 
   b) Wahl zweier weiterer Landesschiedsrichter 
   c) Wahl dreier Ersatz-Landesschiedsrichter 
 
TOP 18 Diskussion und Beschluss sonstiger Anträge 
 
TOP 19  Verschiedenes 
 
TOP 20 Beendigung des Landesparteitages und Singen der Nationalhymne 
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I. Änderungen an der Landessatzung 
 

 LS-1: Regelungen zum Delegiertenparteitag 
 
Antragsteller: Tobias Rausch 
 
Antragstext: 
 
Der Landesparteitag möge folgende Änderungen an der Landessatzung beschließen: 
 
a) Änderung in § 5 Abs. 6 
 
Streiche: 
„Der Landesparteitag findet als Mitgliederversammlung statt. Die Mitglieder des 
Landesvorstands sind kraft Satzung Mitglieder des Landesparteitages. Sie sind dabei 
gemäß § 9 Absatz 2 Parteiengesetz nur bis zu einem Fünftel der satzungsgemäßen 
Gesamtzahl der Versammlungsteilnehmer mit Stimmrecht ausgestattet.“ 
 
Setze: 
„Der Landesparteitag findet als Vertreterversammlung (Delegiertenparteitag) statt, 
sofern er nicht als Mitgliederversammlung einberufen wird.“ 
 
b) Änderung in § 5 Abs. 6 lit. a und b 
 
Ersetze § 5 Abs. 6 lit. a und b durch: 
„Der Landesparteitag besteht aus 250 von den Kreisverbänden entsandten Delegierten 
und zusätzlich denjenigen Mitgliedern des Landesvorstands, die nicht gewählte 
Delegierte sind. Die Sitze werden den Kreisverbänden nach dem Hare-Niemeyer-
Verfahren (Quotenverfahren mit Restausgleich nach größten Bruchteilen) zugeteilt. Für 
den Fall, dass bei diesem Verfahren Sitze nicht eindeutig zugeordnet werden können 
(numerische Gleichheit), erhöht sich die Gesamtzahl der Sitze um jeweils einen Sitz, 
bis eine eindeutige Zuordnung erreicht ist. Maßgeblich ist die Mitgliederzahl zum 1. 
Januar bzw. 1. Juli, welcher der Einladung unmittelbar vorausgeht. Die Delegierten 
eines Kreisverbandes müssen Mitglied dieses Kreisverbandes sein. Sie werden von den 
Mitgliedern des Kreisverbandes für jeweils 2 Jahre gewählt und bleiben bis zur Wahl 
neuer Delegierter im Amt. Die Kreisverbände sollen eine gleiche Anzahl von 
Ersatzdelegierten wählen. Endet die Mitgliedschaft eines Delegierten in seinem 
Kreisverband, so endet auch das Delegiertenmandat. Die Kreisverbände haben die 
Ergebnisse ihrer Delegiertenwahlen unverzüglich der Landesgeschäftsstelle zu 
melden. Jeder stimmberechtigte Delegierte des Landesparteitages hat eine Stimme. 
Mitglieder des Landesvorstandes, die nicht Delegierte ihres Kreisverbandes sind, 
nehmen als Mitglieder des Landesparteitags kraft Satzung teil. Als solche haben sie 
Rede- und Antragsrecht, jedoch kein Stimmrecht.“ 
 
c) Änderung in § 5 Abs. 7 S. 2 
 
Ersetze: „Mitglieder“ durch: „ordentlichen Delegierten der Kreisverbände“ 
Streiche ersatzlos: „bzw. nachgeordneten Gebietsverbände“ 
Ergänze nach S. 2: „Maßgeblich sind die zum Zeitpunkt der Einladung bei der 
Landesgeschäftsstelle hinterlegten Delegiertenlisten der Kreisverbände.“ 
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Bisherige Fassung Neufassung 
(6) Der Landesparteitag findet als Mitgliederversammlung statt. Die Mitglieder des 
Landesvorstands sind kraft Satzung Mitglieder des Landesparteitages. Sie sind dabei 
gemäß § 9 Absatz 2 Parteiengesetz nur bis zu einem Fünftel der satzungsgemäßen 
Gesamtzahl der Versammlungsteilnehmer mit Stimmrecht ausgestattet. 
 
a) Der Landesparteitag findet als Mitgliederversammlung (Mitgliederparteitag) statt. 
b) In Abweichung zu § 5 6 (a) kann der Landesvorstand die Durchführung als 
Vertreterversammlung (Delegiertenparteitag) beschließen. Der Landesparteitag 
besteht aus 250 von den Kreisverbänden entsendeten Delegierten. Die Sitze werden 
den Kreisverbänden nach dem Haare Niemeyer Verfahren zugeteilt. Für den Fall, dass 
bei diesem Verfahren Sitze nicht eindeutig zugeordnet werden können (numerische 
Gleichheit), erhöht sich die Gesamtzahl der Sitze um jeweils einen Sitz, bis eine 
eindeutige Zuordnung erreicht ist. Maßgeblich ist die Mitgliederzahl zum 1. Januar 
bzw. 1. Juli, welcher der Einladung unmittelbar vorausgeht. Die Delegierten eines 
Kreisverbandes müssen Mitglied dieses Kreisverbandes sein. Sie werden von den 
Mitgliedern des Kreisverbandes für jeweils 2 Jahre gewählt und bleiben bis zur Wahl 
neuer Delegierter im Amt. Die Kreisverbände sollen eine gleiche Anzahl von 
Ersatzdelegierten wählen. Endet die Mitgliedschaft eines Delegierten in seinem 
Kreisverband, so endet auch das Delegiertenmandat. Die Kreisverbände haben die 
Ergebnisse ihrer Delegiertenwahlen unverzüglich der Landesgeschäftsstelle zu 
melden. Jeder stimmberechtigte Delegierte des Landesparteitages hat 1 Stimme. 
Mitglieder des Landesvorstandes, die nicht Delegierte ihres Kreisverbandes sind, 
sind kraft Satzung Mitglieder des Landesparteitages. Als solche haben sie Rede- und 
Antragsrecht, jedoch kein Stimmrecht. 

(6) Der Landesparteitag findet als Vertreterversammlung (Delegiertenparteitag) statt, 
sofern er nicht als Mitgliederversammlung einberufen wird. 
Der Landesparteitag besteht aus 250 von den Kreisverbänden entsandten 
Delegierten und zusätzlich denjenigen Mitgliedern des Landesvorstands, die nicht 
gewählte Delegierte sind. Die Sitze werden den Kreisverbänden nach dem Hare-
Niemeyer-Verfahren (Quotenverfahren mit Restausgleich nach größten Bruchteilen) 
zugeteilt. Für den Fall, dass bei diesem Verfahren Sitze nicht eindeutig zugeordnet 
werden können (numerische Gleichheit), erhöht sich die Gesamtzahl der Sitze um 
jeweils einen Sitz, bis eine eindeutige Zuordnung erreicht ist. Maßgeblich ist die 
Mitgliederzahl zum 1. Januar bzw. 1. Juli, welcher der Einladung unmittelbar 
vorausgeht. Die Delegierten eines Kreisverbandes müssen Mitglied dieses 
Kreisverbandes sein. Sie werden von den Mitgliedern des Kreisverbandes für jeweils 
2 Jahre gewählt und bleiben bis zur Wahl neuer Delegierter im Amt. Die 
Kreisverbände sollen eine gleiche Anzahl von Ersatzdelegierten wählen. Endet die 
Mitgliedschaft eines Delegierten in seinem Kreisverband, so endet auch das 
Delegiertenmandat. Die Kreisverbände haben die Ergebnisse ihrer 
Delegiertenwahlen unverzüglich der Landesgeschäftsstelle zu melden. Jeder 
stimmberechtigte Delegierte des Landesparteitages hat eine Stimme. Mitglieder des 
Landesvorstandes, die nicht Delegierte ihres Kreisverbandes sind, nehmen als 
Mitglieder des Landesparteitags kraft Satzung teil. Als solche haben sie Rede- und 
Antragsrecht, jedoch kein Stimmrecht. 

(7) Ein ordentlicher Landesparteitag findet jährlich statt. Er wird vom Landesvorstand 
unter Mitteilung von Tagesordnung, Tagungsort, Datum und Uhrzeit mit einer Frist von 
vier Wochen an die Mitglieder bzw. nachgeordneten Gebietsverbände einberufen. 
Eine Einladung per E-Mail ist möglich. Im Falle einer Verlegung muss in der gleichen 
Art eingeladen und eine Frist von zwei Wochen gewahrt werden. Anträge zum 
Landesparteitag sind beim Landesvorstand mit einer Frist von zwei Wochen vor dem 
Parteitag einzureichen. Diese Fristen gelten nicht für den Gründungsparteitag. 
 

(7) Ein ordentlicher Landesparteitag findet jährlich statt. Er wird vom Landesvorstand 
unter Mitteilung von Tagesordnung, Tagungsort, Datum und Uhrzeit mit einer Frist von 
vier Wochen an die ordentlichen Delegierten der Kreisverbände einberufen. Eine 
Einladung per E-Mail ist möglich. Maßgeblich sind die zum Zeitpunkt der Einladung 
bei der Landesgeschäftsstelle hinterlegten Delegiertenlisten der Kreisverbände. Im 
Falle einer Verlegung muss in der gleichen Art eingeladen und eine Frist von zwei 
Wochen gewahrt werden. Anträge zum Landesparteitag sind beim Landesvorstand 
mit einer Frist von zwei Wochen vor dem Parteitag einzureichen. Diese Fristen gelten 
nicht für den Gründungsparteitag. 
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Begründung: 
 
Angesichts der enorm gestiegenen Mitgliederzahlen des Landesverbandes wird durch 
die Änderung das Regel-Ausnahme-Verhältnis von Mitgliederparteitag und 
Delegiertenparteitag umgekehrt. 
 
Die Änderungen unter a) übernehmen dabei die wesentlichen Regelungen aus § 11 
Abs. 2 S. 2 der Bundessatzung. 
 
Die Änderungen unter b) glätten vor allem die Zitierweise und orientieren sich ebenfalls 
an der Bundessatzung (§ 11 Abs. 3). Die einzige wesentliche Neuerung ist, dass die 
einzelnen Mitglieder des Landesvorstands nur noch Antrags- und Rederecht auf einem 
Delegiertenparteitag haben, sofern sie nicht auch den Status eines Delegierten 
innehaben. 
 
Die Änderungen unter c) schaffen Rechtssicherheit bezüglich der Einladungen und 
beugen Verwirrung unter den Mitgliedern des Landesverbandes vor. 
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 LS-2: Korrekturen in § 5 Abs. 8 der Landessatzung 
 
Antragsteller: Tobias Rausch 
 
Antragstext: 
 
Der Landesparteitag möge folgende Änderungen an der Landessatzung beschließen: 
 
a) Änderung in § 5 Abs. 8 lit. a 
 
Ersetze: „nachgeordnete Gebietsverbänden“ durch „Kreisverbänden“. 
 
b) Änderung in § 5 Abs. 8 lit. b 
 
Ersetze: „Landesverbandes“ durch „Landesvorstandes“. 
 
c) Streichung in § 5 Abs. 8 lit. b 
 
Streiche ersatzlos: „Die Beschlüsse müssen mit einfacher Mehrheit der 
stimmberechtigten Mitglieder im jeweiligen Kreisverband gefasst werden.“ 
 
d) Änderung in § 5. Abs. 8 lit. b 
 
Änderung der Systematik durch Formatierung: Der bestehende Text wird aus dem 
eingerückten Unterpunkt b) herausgelöst: „Die Ladungsfrist beträgt drei Wochen, sie 
kann in besonders eilbedürftigen Fällen bis auf 5 Tage verkürzt werden.“ 
 
e) Änderung in § 5 Abs. 8 
 
Ersetze bei der Aufzählung die kleinen Buchstaben „a)“ durch „1.“ und „b“ durch „2.“ 
 
Begründung: 
 
Die Änderung unter a) stellt klar, dass es sich um die Kreisverbände handelt und keine 
tieferen Untergliederungen wie Ortsverbände. 
 
Die Änderungen unter b) stellen klar, dass der Landesvorstand das zuständige Organ 
des Landesverbands ist, da sonst auch die anderen Organe des Landesverbands gem. 
§ 4 der Landessatzung zur Einberufung eines außerordentlichen Parteitags ermächtigt 
wären. Das Recht des Landesparteitags, den Landesvorstand durch Beschluss zur 
Einberufung eines außerordentlichen Parteitags zu verpflichten, bleibt unberührt. 
 
Bezüglich c) bleibt festzuhalten, dass die GO PT bzgl. der Beschlussfassung in den 
Gremien gilt, sofern es keine GO LPT LSA AfD gibt, § 11 Abs. 17 BS AfD i. V. m. § 1 S. 2 
GO PT AfD.  
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Die Änderung unter d) korrigiert die Systematik. Dadurch wird klargestellt, dass die 
verkürzte Frist auch für die Einberufung durch vier Kreisverbände möglich ist, bei der 
aktuellen Systematik ist dies nur für den Beschluss „von oben“ möglich. 
 
Die Änderung unter e) korrigiert die Gliederung auf die übliche juristische Form und 
Zitierweise und hat inhaltlich keine Änderung zur Folge.  
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 LS-3: Partei- und Fraktionsämter 
 
Antragssteller: Martin Reichardt, Oliver Kirchner 
 
Antragstext: 
 
Der Landesparteitag möge folgende Änderungen an der Landessatzung beschließen: 
§ 6 Abs. 2 der Landessatzung wird ersatzlos gestrichen und die übrigen Absätze 
werden entsprechend neu nummeriert. 
 
Begründung: 
 
erfolgt mündlich 
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 LS-4: Jugendorganisation 
 
Antragsteller: Florian Ruß 
 
Funktion: Landesvorsitzender der Generation Deutschland Sachsen-Anhalt 
 
Antragstext: 
 
Der Landesparteitag möge folgende Änderungen beschließen:  
 
a) § 4 (Organe des Landesverbandes) wird redaktionell berichtigt:  
 
In § 4 Nr. (4) wird die Verweisung „(§ 8)“ durch „(§ 10)“ ersetzt (Folgeänderung durch 
Einfügung des neuen § 8 sowie Korrektur des bisherigen Verweisungsfehlers). 
 
b) Nach § 7 wird folgender § 8 eingefügt: 
 
„§ 8 Jugendorganisation 
(1) Die Jugendorganisation der AfD im Land Sachsen-Anhalt ist der Landesverband 
Sachsen-Anhalt der Jugendorganisation „Generation Deutschland (GD)“. Sie ist 
rechtlich unselbstständiger Teil der Partei. Name und weitere Einzelheiten bestimmen 
§ 17a Bundessatzung und das Jugendstatut.  
(2) Die Jugendorganisation wirkt insbesondere an politischer Bildung, 
Nachwuchsförderung, programmatischer Fortentwicklung unter 
Jugendgesichtspunkten sowie an der Unterstützung der Partei in ihren politischen und 
organisatorischen Aktivitäten mit.  
(3) Das Jugendstatut des Landesverbandes der Jugendorganisation sowie Änderungen 
bedürfen der Zustimmung des Landesvorstandes. Jugendstatute nachgeordneter 
Gliederungen bedürfen der Zustimmung des Vorstandes der jeweiligen 
Parteigliederung.  
(4) Der Landesverband der Jugendorganisation kann im Rahmen des Jugendstatuts 
Untergliederungen entsprechend den Gebietsgrenzen der Parteigliederungen bilden; 
Einladungen zur Gründung erfolgen mit einer Frist von vier Wochen.  
(5) Der Landesvorstand der Jugendorganisation kann Anträge an Organe und 
Gliederungen des Landesverbandes stellen. Der Landesvorsitzende der 
Jugendorganisation hat auf dem Landesparteitag Antrags-, Vorschlags- und Rederecht.  
(6) Der Landesvorstand kann auf Vorschlag des Landesvorstandes der 
Jugendorganisation einen Vertreter der Jugendorganisation als kooptiertes Mitglied 
ohne Stimmrecht in den Landesvorstand aufnehmen.  
(7) Soweit der Landesverband Programmgremien (z. B. Landesprogrammkommission) 
einsetzt, entsendet die Jugendorganisation einen Vertreter; Stimmrechte in 
Parteigremien können nur von Parteimitgliedern ausgeübt werden.  
(8) Die Finanzierung und Mittelbewirtschaftung der Jugendorganisation erfolgt als 
unselbstständige Teilorganisation über die Partei; die Jugendorganisation legt auf 
Verlangen Rechenschaft ab, der Landesschatzmeister prüft mindestens jährlich.“ 
 
Die nachfolgenden Paragraphen werden neu nummeriert (bisheriger § 8 wird § 9 usw.). 
  



 

AfD Sachsen-Anhalt | Schönebecker Str. 11-13 | 39104 Magdeburg Seite 13 

c) In § 10 (neu) „Kreisspitzenkonferenz“ werden Bezugnahmen aktualisiert:  
 
1. In Absatz (3) werden die Worte „… und dem Vorsitzenden der Jungen Alternative 
Sachsen-Anhalt …“ ersetzt durch „… und dem Landesvorsitzenden der 
Jugendorganisation (oder einem von ihm benannten Stellvertreter)“. 
 
2. In Absatz (4) wird „nach § 8 (3)“ ersetzt durch „nach Absatz (3)“. 
 
Begründung: 
 
Mit der Satzungsänderung wird die neugegründete Jugendorganisation des 
Landesverbandes Sachsen-Anhalt klar und rechtssicher in die Landessatzung 
eingebunden. Damit werden ihr Verhältnis zur Partei, ihre organisatorische Stellung 
sowie ihre Mitwirkungsrechte eindeutig geregelt und an die Vorgaben der 
Bundessatzung sowie des geltenden Jugendstatuts angepasst. Zugleich dient die 
Neuregelung der redaktionellen und inhaltlichen Klarstellung der bisherigen 
Satzungslage. 
 
 
 


